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Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Ver- 


ſammlungsrechte. 
Von Dr. Carl Hugelmann. 
I 
Die Oeffentlichkeit des Vereinslebens. 


Die Entwicklung des Vereinsweſens hängt innig mit dem 
Maße zuſammen, in welchem das Princip der Oeffentlichkeit das ge- 


ſammte Leben durchdringt, in den verſchiedenen Stadien der Ver⸗ 


einsgeſetzgebung verändert ſich daher auch fortwährend der Grad der 
Oeffeutlichkeit, welcher von den Vereinen verlangt und denſelben 
hinwiederum geſtattet wird. Konnte man zu beſtimmten Zeiten 
(wenigſtens fuͤr beſtimmte Vereinsgruppen) den Grundſatz anuf⸗ 
ftellen, daß die Geſetzgebung öffentliche Vereine nicht dulde und ge⸗ 
heime beſtrafe, ſo ſoll die Verfolgung der geheimen Geſellſchaften 
jetzt, von den Fallen rechtswidriger Beſtrebungen ganz abgeſehen, 
ihre Berechtigung darin finden, daß die gebotene Oeffentlichkeit ver⸗ 
ſchmäht wird, und war das öſterreichiſche Strafrecht ſchon bisher an 
Beſtimmungen gegen Geheimbündelei nicht arm (vergl. §§ 285— 299 des 
Strafgeſetzes von 1852), fo hat das jüngſte Vereinsgeſetz abermals einen 
gewiſſen Grad von Oeffentlichkeit (einerſeits den Behörden, andererſeits je- 
dem Außenſtehenden gegenüber) den Vereinen zur Pflicht gemacht“). Von 


) Vergl. Nr. 23 der Zeitſchrift vom 10. Juni d. J. . 2. 

) Ueber die ng welche dem Vereinsgeſetze von 1849 diesbezüglich 
zu Grunde gelegen, gibt der allerunterthänigſte Vortrag des Minifterrathes vom 
15. März 1849 mit folgenden Worten Aufſchluß: 

„In der That muß bei allen Wohldenkenden die Ueberzeugung Wurzel faffen, 
daß, wenn das Princip der Oeffentlichkeit die Seele eines freien Staatslebens ift, 
dieſe Oeffentlichkeit nicht bloß den Acten der Regierung gegenüber gefordert werden 
könne, fondern auch von der Regierungsgewalt beansprucht werden müſſe daß die 
politiſchen Bewegungen und alle Vereinigungen der Staatsangehörigen ihrer Einſicht 
und der allgemeinen Beurtheilung offen liegen. Wo die politiſchen Meinungen in der 


einem zweiten Geſichtspunkte erſcheint die Oeffentlichkeit aber auch als Recht 
der Vereine ſelbſt, als unentbehrliches Mittel der Propaganda und 
der Erneuerung der Kräfte; wir wollen daher im Nachſtehenden 
entwickeln, in wie weit die beiden Standpunkte in dem Vereins ge⸗ 
ſetze von 1867 zur Geltung gekommen ſind. 

Fur die polizeiliche Beaufſichtigung tft die Vereinsgründung 
vielleicht der wichtigſte Act des ganzen Vereinslebens, das Geſetz 
ſichert ſomit ganz conſequent der Behörde zunächſt rückſichtlich der⸗ 
ſelben fehr weitgehende Rechte. Letztere hat nicht etwa nur von jedem 
Zeſchaffenen Unternehmen Kenntniß zu erhalten, wie es nach mancher 
fremden Geſetzgebung der Fall iſt ), ſondern die beabſichtigte Bildung 
eines Vereines muß, bevor derſelbe in Wirkſamkeit tritt, von den 
Unternehmern der politiſchen Landesſtelle ſchriftlich unter Vorlage 
der Statuten angezeigt werden, und damit aus den Statuten wirk⸗ 
lich der Plan des Ganzen zu entnehmen ſei, ſetzen neun Normativ⸗ 
punkte das Gerippe der Satzungen feſt (§ 4). Die Statuten ſind 
überdies in fünf Exemplaren vorzulegen (8 5) **), die Landesſtelle 
hat vier Wochen Friſt, um ſich über die Vereinsgründung zu er⸗ 
klären (§ 6), ſo daß die Mittel vielſeitiger und genauer Kenntniß⸗ 
nahme und Prüfung der Statuten gegeben find. Von dieſem Stand- 
punkte aus iſt es eine natürliche Folge, daß bei jeder Statutenände⸗ 
rung die Anzeige in gleicher Weiſe und mit derſelben Wirkung er- 
ſtattet werden muß ($ 10). 

Alle bisher erörterten Beſtimmungen verfolgen den doppelten 
Zweck, unſtatthafte Vereinsgründungen zu verhindern und die Natur 
der zuläſſigen zur Kenntuiß der Staatsverwaltung zu bringen. Triit 
ein Verein wirklich ins Leben, ſo erwächst für die Behorde ſofort 
die weitere Aufgabe, die Elemente kennen zu lernen, welche dem 
Vereine das Leben gegeben haben. 

Das Vereinsgeſetz nimmt auch hierauf Rückficht, hält es aber 
nicht für nothwendig, den Zweck nach allen Richtungen mit Strenge 


Preſſe ihr tauſendfaches Organ finden, wo ſte in der Gemeindeverwaltung, in den 
Landtagen und endlich auf dem Reichstage ihre durch freie Wahl berufenen Vertreter 
finden und zur geſetzlichen Geltung in den höchſten und wichtigſten Gemeinde und 
Staatsangelegenbeiten gelangen können, da bedarf es wahrlich nicht geheimer Ver— 
bindungen, um ihnen die Gelegenheit des Ausdruckes zu gewähren. Aber auch ſolche 
Vereinigungen, welche andere als politiſche Zwecke verfolgen, dürfen der verantwort⸗ 
lichen Executivgewalt nicht unbekannt bleiben, denn dieſelbe kann nur aus, allen Er⸗ 
ſcheinungen des öffentlichen Lebens die vorwaltenden Wünſche und Bedürfniſſe er⸗ 
kennen, und daraus den Anſtoß nehmen, für deren geſetzliche Befriedigung im ver⸗ 
faſſungsmäßigen Wege zu ſorgen.“ 

) Vergl. baic. Geſ. vom 26. Februar 1850, Art 12 und 14. — Preuß. 
Gef. vom 11 März 1850, § 2. — Sächſ. Geſ. vom 22. November 1850, § 19. 
— Bad. Gef. vom 24. Februar 1851, § 3. 

) Nach der von dem Berichterſtatter im Abgeordnetenhauſe ertheilten Auf⸗ 
klärung ſoll von den fünf Exemplaren eines, mit der Beſcheinigungsclauſel ver⸗ 
ſehen, an die Unternehmer zurückgeſtellt und eines zu ſtatiſtiſchen Zwecken verwendet 
werden, ſo daß für die Staatsverwaltung nur drei Exemplare übrig bleiben. Von 
dieſen hinwiederum entfällt eines auf die Landesſtelle (d. h. wohl auf die Sta⸗ 
tutenſammlung derſelben), eines auf den Referenten, eines auf die Bezirksbehörde, 
in deren Rayon der Verein ſeinen Sitz hat. 


zu verfolgen. In der Hauptſache muß ſich die Staatsverwaltung mit 
der Kenntniß der Vorſtandsmitglieder begnügen, denn nur bezüglich 
der politiſchen Vereine iſt von der weitergehenden Pflicht der Anzeige 
ſämmtlicher Vereinsmitglieder die Rede, und auch in dieſem beſchränk— 
ten Umfange wird ſie nicht in der Lage ſein, ſich in jedem Augen⸗ 
blicke über den Perſonalſtand Aufſchluß zu geben. 

Jeder Vereinsvorſtand hat allerdings die Pflicht, ſeine Mitglieder 
unter Angabe ihres Wohnortes und unter beſonderer Bezeichnung der⸗ 
jenigen, welche den Verein nach außen vertreten, binnen drei Tagen 
nach ihrer Beſtellung der Behörde anzuzeigen (§ 12), eine im 
Verlaufe der regelmäßigen Mandatsdauer entſtandene Lücke wird 
aber der Behörde nicht nothwendiger Weiſe bekannt. Bei poli⸗ 
tiſchen Vereinen muß (von der Anzeige des Vorſtandes ganz ab— 
geſehen) jedes Vereinsmitglied binnen drei Tagen nach dem Be- 
ginne der Vereinsthätigkeit, beziehungsweiſe nach ſeiner Aufnahme 
namhaft gemacht und alljährlich ein Ausweis über die Zahl der 
Mitglieder vorgelegt werden (§ 32), es beſteht aber ein Mangel 
erſtens darin, daß nicht, wie bei den Vorſtandsmitgliedern, das Do— 
micil der Eintretenden anzugeben iſt, und zweitens in der nicht aufs 
genommenen Pflicht, die Austretenden nominell anzuzeigen. Der erſt⸗ 
genannte Punkt wird der weniger empfindliche ſein, da die Behörde, 
welche die Angabe von Perſonen verlangen kann, dieſe gewiß in einer 
Weiſe fordern darf, daß über die Identität derſelben kein Zweifel 
obwaltet, und ſodann nöthigenfalls das Domicil ſelbſt zu erheben oder 
zu verfolgen vermag. Der Mangel nomineller Anzeige der Aus⸗ 
tretenden hingegen läßt ſich nicht erſetzen, die Behörde wird 
wohl alle jene Perſonen kennen, welche jemals in einen politiſchen 
Verein eingetreten find, nicht aber jene, welche ſich in einem be- 
ſtimmten Momente in einem beſtimmten Vereine befinden, ja ſelbſt 
die Schwankungen der Mitgliederzahl während des Jahres werden 
ihr entgehen, da der numeriſche Ausweis über den Mitgliederitand 
nur jährlich einmal zu liefern iſt und dieſer auch dann nicht die 
geſammte Mitgliederbewegung darzuſtellen hat. Wenn indeß den 
Wünſchen allſeitiger poltzeilicher Beauffichtigung des politiſchen Ver⸗ 
einslebens nicht vollkommen entſprochen iſt, ſo läßt ſich auch nicht 
verkennen, daß jetzt noch immer viel mehr gefordert wird, als z. B. 
in dem Vereinsgeſetze von 1849, welches von den Namensliſten und 
der fortlaufenden Ergänzung der Vereine ganz abſah. 

Die Behörde kennt nunmehr Zweck und Organiſation der Ver— 
eine, ſie kennt bei jedem Vereine die leitenden Perſonen und bei po— 
litiſchen Vereinen überdies alle Parteigenoſſen (die activen und die 
ausgeſchiedenen allerdings nur in globo), endlich bei letzteren durch 
eine Combination der Angaben über den Mitgliederftand mit den 
Beſtimmungen der Statuten über die Art der Aufbringung der ſinan⸗ 
ziellen Mittel ſo ziemlich daß Maß des zur Verfügung ſtehenden 
ſachlichen Apparats, jetzt handelt es ſich noch um die Beobachtung 
der Vereinsthätigkeit ſelbſt. Hiezu dienen folgende Beſtimmungen. 

Wenn ein Verein über feine Wirkſamkeit Rechenſchafts- oder 
Geſchäftsberichte oder andere derartige Nachweiſe an ſeine Mitglieder 
vertheilt, fo find dieſelben der Behörde in drei Exemplaren zu über— 
reichen ($ 13). Das Geſetz verlangt ſomit nicht, daß ein Bericht für 
die Behörde ausgearbeitet werde, ja jelbft, wenn ein ſolcher exiſtirt 
und z. B. in Vereinsverſammlungen vorgeleſen oder zur Lectüre 
aufgelegt, oder unter den Mitgliedern zur Lectüre in Umlauf gelegt 
wird, iſt eine Mittheilung an die Behörde nicht erforderlich. Nur 
dann, wenn die in Maſſe angefertigten Berichte unter den Mit⸗ 
gliedern zur Vertheilung kommen, muß auch die Behörde betheilt 
werden. 

Auf die Vorlage zum amtlichen Gebrauche ausgearbeiteter Ver⸗ 
einsberichte verzichtet die Behörde gewiß im eigenen Intereſſe, ſie 
muß ſich aber dann von dem Vereinsleben in anderer Weile Kennt— 
niß verſchaffen. Dies geſchieht zunächſt durch die Ueberwachung der 
Verſammlungen. 

Von jeder Vereinsverſammlung iſt wenigſtens 24 Stunden 
vorher unter Angabe des Ortes und der Zeit ihrer Abhaltung und, 
wenn fie öffentlich fein ſoll, auch hievon durch den Vorſtand die Anz 
zeige zu erſtatten (§ 15), und der Localbehörde, eventuell der Landes⸗ 
ſtelle ſteht es frei, zu jeder Vereinsverſammlung einen Abgeordneten 
zu entſenden, welchem ein angemeſſener Platz in der Verſammlung 
nach ſeiner Wahl einzuräumen und auf Verlangen Auskunft über 
die Perſon der Antragſteller und Redner zu geben iſt (§ 18). Dieſer 
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Abgeordnete iſt auch berechtigt, die Aufnahme eines Protokolls über 
die Gegenſtände der Verhandlung und über die gefaßten Beſchlüßſe 
zu verlangen ($ 18, Abſatz 2), und in die Protokolle über die 
Vereinsverſammlungen kann die Regierung jederzeit Einſicht nehmen 
($ 18, Abſ. 4). 

Hiemit iſt die Oeffentlichkeit des Vereinslebens den Behörden 
gegenüber erſchöpft, die Beſtimmungen über die Anzeige der Vereind- 
verſammlung und über die Abſendung eines Regierungsabgeordneten 
haben keine Anwendung auf Sitzungen des Vorſtandes und der etwa 
beſtellten Controlsorgane (§ 19), und es entzieht ſich ſomit vielfach 
vielleicht gerade jener Theil des Vereinslebens der behördlichen 
Ueberwachung, in welchem das Schwergewicht der Entſcheidung ruht. 

Neben der Oeffentlichkeit vor dem amtlichen Forum zwingt 
das Geſetz aber auch zu einer gewiſſen Oeffentlichkeit vor der ganzen 
Welt. Von den auf beſtimmten Spectalverordnungen beruhenden fta- 
tiſtiſchen Erhebungen und Mittheilungen ſehen wir hier ab, allein 
auch das Vereinsgeſetz kennt einige einſchlägige Normen. 

In die bei der Landesſtelle erliegenden Statuten Einſicht und 
von denſelben Abſchrift zu nehmen iſt Jedermann geſtattet (§ 5), 
die freiwillige ſowie die behördlich verfügte Auflöſung eines Vereines 
wird in dem amtlichen Blatte veröffentlicht, die freiwillige von dem 
abtretenden Vereinsvorſtande (§ 26), die behördlich verfügte offenbar 
durch die Behörde ($ 27). Daß die Vereinsverſammlungen öffentlich 
ſein können, iſt ebenfalls gewiß, dies fällt aber unter einen anderen 
Geſichtspunkt, von einem Rechte eines Nichtmitgliedes, in eine ſolche 
Verſammlung zugelaſſen zu werden, iſt keine Rede. 

Wir kommen nun zu der letzten Frage. In welchem Umfange 
fate öffentliche Exiſtenz und Wirkſamkeit ein Recht des Vereines 
elbſt? 

Ueber die erſtattete Anzeige der beabſichtigten Vereinsbildung 
it auf Verlangen ſofort eine Beſtätigung zu ertheilen (§ 5), unter- 
ſagt die Landesſtelle die Conſtituirung, ſo muß dieſe Unterſagung 
ſchriftlich und unter Angabe der Gründe erfolgen (§ 6), unterſagt 
ſie dieſelbe nicht oder wird das Verbot im Berufungswege aufgehoben, 
ſo hat die Landesſtelle auf Verlangen des Vereins demſelben ſeinen 
Beſtand nach Inhalt der vorgelegten Statuten zu beſcheinigen und 
es beweiſet dieſe Beſcheinigung die rechtliche Exiſtenz des Vereines 
für den öffentlichen und bürgerlichen Verkehr (§ 9). 

Das Weſen ſehr vieler, wenn nicht nicht aller Vereine zwingt 
dieſelben aber auch zur Wirkſamkeit nach außen, zur Propaganda, 
zur Demonſtration. Zu dieſem Zwecke findet an erſter Stelle das 
für politiſche wie nicht-politiſche Vereine in gleichem Maße giltige 
Recht der öffentlichen Vereinsverſammlungen ſeinen Platz, wir wollen 
daher zuvörderſt von dieſem handeln und werden, um den Begriff 
einer öffentlichen Vereinsverſammlung feſtzuſtellen, welcher zwiſchen 
jenem der geſchloſſenen Mitgliederverſammlung und dem der allge⸗ 
mein zugänglichen oder Volksverſammlung (Geſetz über das Ver— 
ſammlungsrecht, § 2) die Mitte halten muß, auf das Vereinsgeſetz 
ſowohl als auf jenes über das Verſammlungsrecht zurückgreifen. 

Die nächſtliegende Erweiterung des geſchloſſenen Mitglieder— 
kreiſes tft die durch Einführung „geladener Gäſte“ (§ 14 V. G. § 2 
Verſ. G). Soll zwiſchen einer ſolchen und jener Einladung, welche 
wohl jeder Verſammlung, auch der ausgedehnteſten, vorausgehen muß, 
ein Unterſchied beſtehen, ſo kann man unter „geladenen Gäſten“ nur 
die auf Grund einer individuellen Einladung Erſchienenen be- 
greifen. An dieſe Einführung geladener Gäſte ſchließt ſich die allge— 
meine Einladung kleinerer oder größerer Kreiſe bis zur Ausdehnung 
auf die Allgemeinheit ohne irgend welche vorgängige Beſchränkung 
(§ 2 Berl. G.), da ferner eine Vereinsverſammlung ſowohl in geſchloſ— 
ſenen Räumen als unter freiem Himmel ſtattfinden kann, ſo hätten 
wir hier alle Stufen der Gradation, welche das Geſetz über das Ver— 
ſammlungsrecht kennt (§ 3). 

In der Behandlung der fremden Theilnehmer von Vereins— 
verſammlungen macht nun das Vereinsgeſetz einen durchgreifenden 
Unterſchied zwiſchen den „geladenen Gäſten“ und den auf Grund der 
allgemeinen Berufung Erſchienenen. Desgleichen kennen wir aus der 
Praxis des Vereinsrechts die faſt überall anerkannte Einrichtung 
des Einführens von „Gäſten“. Letzteres fteht ſogar vielfach ſtatuta⸗ 
riſch den einzelnen Mitgliedern zu, ſo daß eine vorgängige Anzeige 
der Zuziehung von Gäſten durch den Vorſtand, wie es für öffentliche 
Vereinsverſammlungen (nach § 15 V. G.) nöthig iſt, gar nicht 


möglich erſcheint. Wir glauben daher, daß die Einführung „geladener 
Gäſte“ den Charakter einer der Oeffentlichkeit entzogenen Vereins⸗ 
verſammlung nicht beirrt, und faſſen den Begriff der „öffentlichen“ 
Vereinsverſammlung dahin auf, daß dieſer erſt dann platzgreift, wenn 
die Einladungen an Fremde nicht mehr individuell, ſondern in globo 
oder ohne jegliche Beſchränkung erfolgen. 

Eine eigenthümliche Stellung nimmt diesfalls nur jene Vereins— 
verſammlung ein, welche unter ſolchen Raumverhältniſſen tagt (z. B. 
unter freiem Himmel, in einer offenen Halle), daß Fremde auch ohne 
und gegen den Willen der Vereinsleitung Zuhörer oder Zuſeher der 
Verſammlung ſein können. Wir glauben allerdings, daß auch eine 
ſolche Verſammlung den Charakter der vereinsmäßigen bewahren 
kann, wenn man durch beſondere Vorkehrungen in der Lage iſt, den 
Zutritt zu der Verſammlung wirkſam zu controliren und Nicht- 
mitglieder eventuell fernzuhalten. Für den Charakter der Oeffentlich— 
keit hat aber in dieſem Falle der Umſtand, ob Fremde und in welchem 
Maße ſie von der Vereinsleitung zugezogen ſind, gar kein Gewicht; 
geht die Abſchließung des Raumes nicht ſo weit, daß den Außen⸗ 
ſtehenden auch die Wahrnehmung der Vorgänge in der Verſammlung 
entzogen iſt, ſo wird die letztere den Charakter der öffentlichen niemals 
abzuſtreifen vermögen. 

Haben wir hiemit die Grenzlinie normirt, bei welcher eine 
Vereinsverſammlung den öffentlichen Charakter annimmt, ſo müſſen 
wir auf der anderen Seite feſthalten, daß ſie den Charakter einer 
Vereinsverſammlung fo lange nicht verliert, als die Willensacte der 
Verſammlung Willensacte der erſchienenen Vereinsmitglieder ſind. 
Die Theilnahme an den Beſchlüſſen muß ſelbſtverſtändlich den Nicht⸗ 
mitgliedern verſagt bleiben, welche, ſtrenge genommen, lediglich eine 
paſſive Rolle als „Zuhörer ſpielen ſollten ($ 14 V. G.), das 
Recht des Regierungsabgeordneten, Auskunft über die Perſon der 
Antragſteller und Redner zu verlangen (§ 18 V. G.) wird beſonders 
in dieſem Falle wirkſam werden, um das Verwiſchen der Grenzen 
der Mitgliedſchaft und Zuhörerſchaft zu verhindern. 

Innerhalb dieſes Spielraums ſteht es aber unbedingt dem 
Vereine ſelbſt zu, das Maß der Oeffentlichkeit zu beſtimmen, welches 
er ſeinen Verſammlungen geben will; ob er einzelne Bevölkerungs⸗ 
claſſen oder die ganze Bevölkerung, ob er ſie im Wege von Hand 
zu Hand curſtrender Einladungen oder durch die Preſſe und öffent- 
liche Plakate zum Zeugen ſeiner Thätigkeit aufruft, ob er ohne 
vorgängige Kundmachung nur factiſch den Zutritt ohne Beſchränkung 
geſtattet, iſt für die des Vereinsrecht wahrende Behörde kein Ge— 
genſtand der Unteriuchung. Dieſe hat lediglich das Recht, zu verlangen, daß 
ihr der öffentliche Charakter und der Ort der Verſammlung 24 Stunden 
vor deren Abhaltung angezeigt werde ($ 15 V. G.), und die 
Pflicht, darüber zu wachen, daß man die Anzeige der Oeffentlichkeit 
nicht unter der Firma der Einladung von Gäften beſeitige, ſowie 
daß der Vorſitzende bewaffnete Mitglieder und Zuhörer von der 
Verſammlung fernhalte (§ 14). Wir halten deßhalb auch, wie wir 
oben angenommen, daran feſt, daß eine unter freiem Himmel ab⸗ 
gehaltene Vereinsverſammlung eine ſolche bleibe, ſo lange der Zutritt 
von Nichtmitgliedern verhindert werden kann. Die Anzeige des Ortes 
der Verſammlung bringt es in ſolchen Fällen mit ſich, daß die 
Behörde die beabſichtigte Abhaltung unter freiem Himmel 24 Stunden 
vorher erfährt, und dies genügt, da die polizeiliche Gefahr hier 
immer eine viel geringere iſt als bei einer unter gleichen Modalitäten 
einberufenen Volksverſammlung, für welche daher das Geſetz die 
vorgängige Genehmigung der Behörde poſtuliren kann, ohne im Ge— 
ringſten inconſequent zu ſein. Wie groß die Maſſen der fremden 
Theilnebmer einer Vereinsverſammlung und welcher Art ſie auch 
ſeien, das Geſetz macht in Bezug auf dieſe Theilnehmer nur die 
Unterſcheidung, ob ſie „geladene Gäſte“ ſind oder nicht. 

„Den „geladenen Gäſten“ räumt das Geſetz ſehr weitreichende Rechte 
ein, fie dürfen nämlich aus der Rolle der paſſiven Zuhörer heraustreten 
und ſogar zan der Verhandlung theilnehmen ($ 14). Das Geſetz 
nennt ſie hiebei in einem Athemzuge neben den Vereinsmitgliedern, 
es unterliegt aber wohl keinem Zweifel, daß mehr als ein Ein⸗ 
greifen in die Debatte, ein Halten von Reden und Vorträgen 
unmöglich geſtattet fein kann. Wenn die Grenzlinie des Vereins- 
und Verſammlungsrechtes nicht verwiſcht werden darf, wenn die Kund⸗ 
gebungen der Vereinsverſammlungen Willensacte des Vereins bleiben ſollen, 
dann können auch die geladenen Gäfte nicht nur an den Beſchlüſſen 
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keinen Antheil haben, ſondern es muß ihnen auch verwehrt ſein, Anträge 
mit der nach der Geſchäftsordnung zwingenden Macht zu ſtellen, daß 
dieſe einen Beſchluß des Vereines nothwendig zur Folge haben, denn 
Alles, was einen beſtimmten Act des Vereins verurſacht, kann nach 
unſerer Anſicht nur von Mitgliedern ausgehen. Innerhalb dieſer 
Grenzen ſteht aber der gekennzeichnete active Einfluß den geladenen 
Gäſten bei allen Vereinsgruppen unterſchiedlos zu, es tft den poli- 
tiſchen Vereinen nicht verwehrt, Ausländer, Frauen und Minder— 
jährige zu Gaſte zu laden und ſomit jenen eine active Wirkſamkeit 
einzuräumen, welche der Geſetzgeber von dem politiſchen Vereinsleben 
wohl durchwegs fernzuhalten die Abſicht hatte *). 

Wenn man ſich nun gegenwärtig hält, daß in politiſchen 
Vereinen gewiß nicht die Abſtimmenden den größten Einfluß haben, 
ſondern daß ſich derfelbe auf wenige Perſonen, die Leiter und 
Redner, zu concentriren pflegt, fo iſt die Abſicht des Geſetzes gewiß ſehr 
unvollkommen erreicht, die, wie wir an anderer Stelle ſagten, für die po- 
lizeiliche Phantaſie gewiß gefährlichſte Perſönlichkeit, der von Ort zu 
Ort herumwandernde ausländiſche Emiſſär, iſt durch dieſe Geſetzes⸗ 
beſtimmungen gar nicht getroffen. Je mehr ſich das Bewußtſein von 
der Unzulänglichkeit derſelben für polizeiliche Zwecke geltend macht, 
um ſo energiſcher wird ſich natürlich die Polizeiverwaltung beſtreben, 
die zugeſtandene Licenz in der Praxis nicht noch erweitern zu laſſen. 
In dieſem Punkte wird ſie ſich durch ihren Abgeordneten bemühen 
müſſen, und der Zuſammenhang des Geſetzes gibt ihr ein Recht 
dazu, den Nachweis der individuellen Einladung der Gäſte zu 
Beginn der Verſammlung zu erlangen, um den Kreis der möglichen 
Theilnehmer der Verhandlung von vorneherein zu conſtatiren ). 

Daß die Theiluahme der nicht indivlduell geladenen Gäfte nur 
eine lediglich paſſive fein könne, daß dieſelben auf die Rolle der 
Zuhörer beſchränkt bleiben müſſen, haben wir ſchon oben ausgeführt. 

(Schluß folgt.) 


Zur Empfangnahme von Fahrpoſtſendungen durch andere als 

auf der Adreſſe bezeichnete Perſonen iſt eine ſchriftliche oder 

wenigſtens ausdrücklich mündliche Bevollmächtigung erforderlich. 

($$ 1008, 1294 a. b. G. B., $ 5 M. V. vom 27. Juli 1850, 

Nr. 315 N. G. Bl. und Fahrpoſtordnung vom 12. Juni 1838, 
Nr. 280 J. G. S.) 


. 


F. K. in Steyr hat am 15. October 1871 einen Geldbrief 
mit angeblichem Inhalt von 1725 fl. 23 kr. unter der Adreſſe Dr. 
Sch. in Vöklabruck aufgegeben. Dieſer Brief wurde von dem Solli- 
citator des Adreſſaten, P., behoben, dem Adreſſaten jedoch nicht ein— 
gehändigt, vielmehr von P. nebſt mehreren anderen Geldbeträgen ver 
untreut. Der Abſender F. K. ſtellte an das k. k. Poſtärar den Er- 
ſatzanſpruch obiger Geldſumme ſammt Nebengebühren. 

In der hierüber ſchriftlich verhandelten Rechtsfache wendet die 
k. k. Finanzprocuratur noe. Poſtärar ein, daß letzteres zum Erſatze 
nicht verhalten werden könne, da der Sollicitator P. zur Erhebung 
von Geldſendungen ermächtigt war. P. ſei durch drei Jahre in der 
Kanzlei des Dr. Sch. als Sollicitator bedienſtet geweſen, habe inner: 
halb dieſer Zeit, wie poſtämtlich nachgewieſen wird, den größten Theil 
von Briefen und Sendungen aller Art im Namen des Dr. Sch. 
erhoben, babe auch in der Kanzlei des Dr. Sch. das Ineaſſogeſchäft 
geführt und ſei ſomit als ſtillſchweigend Bevollmächtigter des Dr. Sch. 
anzuſehen geweſen, der auch in einem einzelnen Falle eine derartige 
Geldbrieferhebung durch P. ausdrücklich ſchriftlich ratihabirte. 

In dem Erkenntniſſe des k. k. Landesgerichtes Linz vom 13. Auguft 
1874, 3. 7572 wurde das Poſtärar zur Zahlung der vom Klaͤger 
beanſpruchten Entſchädigungsſumme ſammt Nebengebühren verurtheilt, 
welches Urtheil mit Erkenntniß des k. k. Oberlandesgerichtes Wien 
vom 30. December 1874, 3. 17.387 beſtätigt wurde. In den 


) Daß wir mit der Bemerkung des Berichterftatterd über das Vereinsgeſetz 
im Abgeordnetenhauſe, jedermann werde ſ bon dadurch zum geladenen Gaſte, daß man 
ihm geſtatte, das Wort zu ergreifen, uns hiemit in entſchtedenen W derſpruch ſetzen, 
iſt allerdings richtig, kann uns aber in unſerer Auffaſſung nicht beirren. 

) Das Vereinsgeſetz von 1849 war in dieſer Beziehung ſtrenger. Ausländer 
waren allerdings ausdrücklich gar nicht ausgeſchloſſen, weil das Geſetz eben nur die 
Vergeſellſchaftung der Inländer betraf, hingegen durften Frauen und Minderjährige 
weder Mitglieder noch Theilnehmer (alſo auch nicht geladene Gäſte) politiſcher Ver⸗ 
eine und Frauen nicht einmal Zuhörerinnen in politiſchen Vereinsſitzungen ſein. 


Gründen dieſes Erkenntniſſes iſt unter Hinweiſung auf die erſtrichter— 
„Es kann keinem Zweifel 


lichen Gründe insbeſondere ausgeführt: 
unterliegen, daß die Poſtanſtalt nach § 1294 a. b. G. B. und nach 
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dem Schlußſatze des § 7 der Verordnung des Handelsminiſteriums werden müſſe, da das Geſetz im § 863 a. b. G. B. 


daß der Letztere dagegen bei der k. k Poſtanſtalt Einſprache erhob, nicht ge⸗ 
folgert werden kann, daß P. in Folge eines ſtillſchweigenden Bevoll— 
mächtigungsvertrages als von Dr. Sch. hiezu legitimirt erkannt 
nicht bloß 


vom 27. Juli 1850, Nr. 315 R. G. B. zum Erſatze des von dem Unterlaſſungen, ſondern ſolche Handlungen fordert, welche mit Ueber— 


Kläger am 15. October 1871 zur Beförderung an Dr. Sch. 
dem Poſtamte in St. übergebenen, mit 1725 fl. 23 kr. 5. W. be⸗ 
ſchwerten, jedoch nicht an die Adreſſe gelangten Geldbriefes und zwar 
zum Erſatze des vollen angegebenen Werthbetrages verpflichtet erſcheint, 
in ſo lange dieſelbe nicht nachzuweiſen vermag, daß ſie ſowohl bei der 
Uebernahme als bei der Abgabe der Werthſendung die diesfalls ſpeciell 
durch die Fahrpoſtordnung vom 12. Juni 1838, Nr. 280 J. G. S. 
vorgezeichneten Vorſchriften genau eingehalten hat. Aus den §§8 22 


und 25 der bezogenen Fahrpoſtordnung erhellt nun klar und deutlich, | 
daß die der Poſtanſtalt anvertrauten Sachen nur an die vom Ver- 


ſender auf der Adreſſe als Empfänger (Adreſſaten) bezeichneten 
Perſonen, oder aber an deren ordnungsmäßige Bevollmächtigte 
ausgefolgt werden dürfen. Da die Fahrpoſtordnung ſelbſt hierüber 
keine Beſtimmungen enthält, auf welche Weiſe die ordnungs— 
mäßige Bevollmächtigung dritter Perſonen von Seite des Adrei- 
ſaten zu geſchehen habe, ſo kann ein Aufſchluß hierüber nur 
entweder in anderweitigen, ſpeciellen einſchlägigen Verordnungen oder 
in deren Ermanglung nur in den Vorſchriften des a. b. G. B. und 
der allgem. Gerichtsordnung erholt werden. Schon aus der Tarifspoſt 
Nr. 44 lit. u des Gebührengeſetzes und dem ſpeciell hiezu erlaſſenen 
Finanzminiſterfalerlaſſe vom 24. Auguſt 1854, 3. 37.027, die ver⸗ 
fügen, daß Verſtändigungen an die Poftbehörden darüber, daß eine 
Sendung einer anderen Perſon als dem Adreſſaten ausgefolgt werden 
ſolle, ſie mögen nun in Form einer Eingabe oder einer Vollmacht 
geſchehen, ſtempelfrei ſeien, erhellt, daß der Poſtanſtalt, ſoll irgend 
eine Werthſendung ſtatt dem Adreſſaten deſſen Bevollmächtigtem zu⸗ 
geſtellt werden, eine ſchriftliche Beſtätigung, wodurch eben eine dritte 
Perſon noe. des bezeichneten Empfängers ſelbſt zur Behebung der 
Werthſendung legitimirt wird, vorliegen mußte, und ganz kategoriſch 
verlangt der §S 1008 a. b. G. B., daß das Geſchäft, im Namen 
eines Anderen Geld. oder Geldeswerth zu erheben „eine beſondere auf 
dieſe Gattung des Geſchäftes lautende Vollmacht erfordere, welche 
aber ordnungsmäßig, d. i. in gerichtsordnungsmäßiger wider den 
Mandauten Beweis machender Form ausgeſtellt ſein muß, wenn den 
Anforderungen der SS 22 und 25 der Fahrpoſtordnung genügt wer— 
den ſoll. Endlich liegt es wohl in der Natur der Sache, nämlich in 
dem immenſen Verkehre der Poſtanſtalten mit dem großen allgemei⸗ 
nen Publicum, daß die irgend einem Poſtamte notificirte Bevollmäch— 
tigung eines Dritten zum Empfange von Werthſendungen Namens 
des aus der Adreſſe erſichtlichen Empfängers auf einem ſchriftlichen 
Nachweiſe baſiren müßte, und nicht etwa auf einer bloß mündlich 
abgegebenen Erklärung des Adreſſaten beruhen oder gar erſt aus con— 
elndenten Handlungen des letzteren erſchloſſen werden könne, weil die— 
er Nachweis für den Fall künftiger Reeriminationen der Poſtanſtalt 
zur Deckung dienen muß“. 

Auf außerordentliche Reviſion der k. k. Finanzprocuratur hat 
der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 20. Mai 1875, 
3. 2637 die beiden unterrichterlichen Urtheile zu beſtätigen befunden. 
Die Gründe dieſer Entſcheidung ſind: „Eine Abänderung gleich— 
lautender untergerichtlichen Erkenntniſſe kann nach dem Hofdeerect v. 
15. Februar 1833, 3. 2593 nur im Falle einer Nichtigkeit oder 
offenbaren Ungerechtigkeit erfolgen. Eine Nichtigkeit wird nicht gel. 
tend gemacht und iſt auch nicht vorhanden. Aber auch eine offenbare 
Ungerechtigkeit kaun in den unterrichterlichen Erkenntuiſſen, welche ſich 
auf allerdings maßgebende, in den bezüglichen Gründen hervorge— 
hobene Geſetzesſtellen ſtützen, um ſo weniger gefunden werden, als 
ſelbſt nicht eine ausdrückliche mündliche allgemeine Vollmacht des Dr. 
St. an feinen geweſenen Sollicitator P. zur Behebung und Em— 
pfangnahme aller bei der Poſtanſtalt für den Erſteren einlangenden 
Geld- und Geldeswerthſendungen oder der in Frage ſtehenden Geld— 
ſendung insbeſonders nachgewieſen werden konnte, als ferner auch nicht 
dargethan werden konnte, daß, wie die SS 22 und 25 der Fahrpoftord- 
nung ddo. 12. Juni 1838 vorſchreiben, der Sollieitator des Dr. Sch., P., 
ſich als „ordnungsmäßig“ Bevollmächtigter des Letzteren der Poſtanſtalt 
gegenüber legitimirt hat und aus dem Umſtande, daß P. noch fo viele Geld⸗ 
und Geldwerthſendungen für Dr. Sch. in Empfang genommen habe, ohne 
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in V. legung aller Umſtände keinen vernünftigen Grund, daran zu zweifeln, 


übrig laſſen. Die k. k. Poſtanſtalt trifft demnach darin, daß fie den 
hier in Frage ſtehenden Geldbrief für Dr. Sch. dem Sollicitator P. 
ausfolgte, ohne daß dieſer ſich zur Empfangnahme als von Erſterem 
ermächtigt ausgewieſen hat, ein Verſchulden, auf Grund deſſen die— 
ſelbe zum Erſatze verpflichtet ſich darſtellt“. Ger. ⸗Ztg. 


Verordnung. 
Erlaß des Miniſters des Innern vom 2 


Juli 1875, J. 7101 in Betreff der Au— 
wendung des neuen Poſtrittgelder-Tarifes bei Reifen der Veamten im Amtsbezirke. 

Auliegend erhalten Hochdieſelben zur gefüällfgen Kenntnißuahme und all: 
fälligen weiteren Verfügung eine Abſchrift der Weiſungen, welche über eine ge- 
ſtellte Anfrage in Bezug auf die Anwendung des neuen Poſtrittgelder⸗Tarifs 
bei Reiſen der Beamten im Amtsbezirke im Einvernehmen mit dem k. k. Finanz⸗ 
miniſterium an den betreffenden Landes-Chef unter Einem erlaſſen werden. f 


Abſchrift eines Erlaſſes des Miniſter iums des Innern an den 
Herrn Landes-Präſidenten in Krain ddto. 2). Juli 1875, 3. 7101. 

In Erledigung des Berichtes vom 25. October 1874, 3. 7875 und unter 
Rückſchluß der Beilage beehre ich mich Hochdenſelben im Einvernehmen mit dem 
k. k. Finanzminiſterinm zu eröffnen, daß kein Grund vorhanden iſt, von den 
Beſtimmungen des hierortigen Erlaſſes vom 23. September 1874, 3. 7261 ab- 
zugehen und daß demnach die politiſchen Beamten, auf welche die Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 3. Juli 1854, R. G. Bl. Nr. 169 Anwendung findet, bei 
Reiſen, bei denen ihnen die Aufrechnung des Poſtrittgeldes ohne Nebengebühren 
als Meilengeld geſtattet iſt, jedoch nur bei Entfernungen über zwei Meilen 
berechtiget jind, das Poſtrittgeld mit dem jeweilig fär Ertrapoſten und Separat⸗ 
Eilfahrten feſtgeſetzten Ausmaße ſelbſtverſtändlich ohne Nebengebühren aufzurechnen. 

Dagegen hat bei Dienſtreiſen in Entfernungen, die im Hin- und Rück— 
wege nicht über zwei Meilen ausmachen, das im § 1 der Verordnung vom 28. 
September 1858, R. G. B. Nr. 166 feſtgeſetzte Meilengeſd von 80 kr. für Ein 
Pferd aufrecht zu bleiben, nachdem das Ausmaß dieſer Eutſchädigung kein von 
der Höhe des jewetligen Poſtrittgeldes abhängiges, ſondern ein im Vorhinein 
fixirtes iſt und die gedachte Vorſchrift mit dem h. o. Erlaſſe vom 18. October 
1873, 3. 4370, M. J. ausdrücklich als noch fortan giltig erklärt wunde. 

In Bezug auf das Hoffammer-Deeret vom 29. Jänner 1847, Z. 598 
(J. G. S, Nr. 1025, S. 405), auf welches ſich in dem Berichte vom 25. October 
1874. Z. 7875 berufen wurde, wird einvernehmlich mit dem k. k. Finanzminiſte⸗ 
rium bemerkt, daß dasſelbe für die Fälle, wo das Poſtrittgeld als Meilengeld 
und das Meilengeld von 80 kr. bewilligt iſt, die Wirkſamkeit verloren hat und 
daß es auch von der Beſtimmung des gedachten Hofkammer ⸗Deeretes, wornach 
für die Benützung der Poſt außerhalb der Poſtſtraße die Aufrechnung 
des um ein Viertheil erhöhten Ritt und Trinkgeldes für Reifen außerhalb des 
Amtsbezirkes, dann für Hof- und Ueberſiedlungsreiſen geſtattet iſt, umſomehr das 
Abkommen zu erhalten habe, als in der neueſten Verordnung vom 23. April 1874, 
R. G. B. Nr. 47 über die Reiſezebühren der bergbehördlichen Beamten ($ 24) 
von der Aufrechnung einer höheren als der normalmäßigen Poſtgebühr keine 
Rede mehr iſt, und zu den dort bezeichneten fahrbaren Wegen ſowohl Poft- als 
Nebenſtraßen gehören. 

Hiemit erledigen ſich die weiteren Berichte vom 13. März und 24. Junt 
1875, 3. 1969 und 4399 und erhalten Hochdieſelben die Beilagen derſelben mit 
dem Erfuchen zurück, die betreffenden Reiſepartieularien des Bezirkshauptmannes 
in Krainburg Joſeph Derbitſch und der Bezirksarztes in Littat, Dr. Ferdinand 
Erzen im Sinne dieſes Erlaſſes der Readjuſtirung unterziehen zu laſſen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Präſidenten des oberſten Rechnungshofes Franz 
Grafen Mercandin anläßlich deſſen fünfzigjährigen Dienſtesjubilaums mittelſt 
0 J A das Großkreuz des St. Stefan-Ordens mit Nachſicht der Taxen 
verliehen. 


Erledigungen. 


Secretärsſtelle bei der Wiener Finanzprocuraiur in der achten Rangsclaffe, 
bis 10. September. (Amtsbl. Nr. 177). 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck veranſwortlich C. Piſtort. 


